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A. Landkreis Jerichower Land 
2. Amtliche Bekanntmachungen 
 

245 
Landkreis Jerichower Land  
Der Landrat  
 

 
Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung eines Antrages auf Erteilung einer Lei-

tungs- und Anlagenrechtsbescheinigung 
 

 
Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungsgesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. S. 2192) 
in Verbindung mit § 6 der Verordnung zur Durchführung des Sachenrechts (Sachenrechts-
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) hat der nachfolgend genannte 
Antragsteller beim Landkreis Jerichower Land als untere Wasserbehörde für folgende Anlage die Erteilung 
einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beantragt: 
 
Bezeichnung der Anlage: 

 
Schmutzwasserleitung Parchau 

Antragsteller: Wasserverband Burg, Blumenstraße 9 b, 39288 Burg 
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfolgend genannten 
Grundstücke zu Gunsten des Antragstellers. Die Dienstbarkeit ist für alle am 3. Oktober 1990 auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR genutzten wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Sie umfasst das Recht, in 
eigener Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die Instandset-
zung und Erneuerung der Anlage zu nutzen, Wasser in einer Leitung über das Grundstück zu führen sowie 
die Grundstücke zu betreten. 
 
Die Bescheinigung erstreckt sich auf folgende Flurstücke: 
 
Gemarkung: 
 

Flur: 
 

Flurstück(e): 

Parchau 3 
 
7 
 
8 

10004, 32/2,  
 
10170, 573/36, 572/35, 10096, 497/39 
 
417/1, 10076 

 
Gemäß § 7 der SachenR-DV werden die Antragsunterlagen in der Zeit vom 1. November 2010 bis 30. No-
vember 2010 im Landkreis Jerichower Land, untere Wasserbehörde, Brandenburger Straße 100, 39307 
Genthin, Zimmer 337 und in der Stadt Burg, Bauamt, In der Alten Kaserne 2, 39288 Burg jeweils zu den 
Dienstzeiten öffentlich ausgelegt. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, 
wird die Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweis zur Einlegung eines Widerspruches 
 
Die Dienstbarkeit ist per Gesetz entstanden. Ein Widerspruch des Grundstückseigentümers kann nicht damit 
begründet werden, dass kein Einverständnis mit der Belastung des Grundstücks besteht. Ein zulässiger 
Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, dass die von dem Antrag stellenden Versorgungsunternehmen  
dargestellte Lage der Anlage nicht richtig ist, das Grundstück gar nicht von der Anlage betroffen ist oder in 
anderer Weise als vom Antragsteller dargelegt. 
 
Genthin, 13. Oktober 2010 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Girke 
______________________________________________________________________________________ 
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246 
 
Landkreis Jerichower Land  
Der Landrat  
 

 
Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung eines Antrages auf Erteilung einer Lei-

tungs- und Anlagenrechtsbescheinigung 
 

 
Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungsgesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. S. 2192) 
in Verbindung mit § 6 der Verordnung zur Durchführung des Sachenrechts (Sachenrechts-
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) hat der nachfolgend genannte 
Antragsteller beim Landkreis Jerichower Land als untere Wasserbehörde für folgende Anlage die Erteilung 
einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beantragt: 
 
Bezeichnung der Anlage: 

 
Trinkwasserleitung Woltersdorf - Körbelitz 

Antragsteller: Heidewasser GmbH, An der Steinkuhle 2, 39128 Magdeburg 
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfolgend genannten 
Grundstücke zu Gunsten des Antragstellers. Die Dienstbarkeit ist für alle am 3. Oktober 1990 auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR genutzten wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Sie umfasst das Recht, in 
eigener Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die Instandset-
zung und Erneuerung der Anlage zu nutzen, Wasser in einer Leitung über das Grundstück zu führen sowie 
die Grundstücke zu betreten. 
 
Die Bescheinigung erstreckt sich auf folgende Flurstücke: 
 
Gemarkung: 
 

Flur: 
 

Flurstück(e): 

Woltersdorf 3 18/2, 18/1, 23, 174/3, 254/07, 7/8, 209/11, 160/14, 39, 
220/42 

 
Gemäß § 7 der SachenR-DV werden die Antragsunterlagen in der Zeit vom 1. November 2010 bis 30. No-
vember 2010 im Landkreis Jerichower Land, untere Wasserbehörde, Brandenburger Straße 100, 39307 
Genthin, Zimmer 337 und in der Gemeinde Biederitz, Bauamt, Berliner Straße 25, 39175 Biederitz OT Hey-
rothsberge jeweils zu den Dienstzeiten öffentlich ausgelegt. Widerspricht ein Grundstückseigentümer recht-
zeitig während dieser Frist, wird die Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweis zur Einlegung eines Widerspruches 
 
Die Dienstbarkeit ist per Gesetz entstanden. Ein Widerspruch des Grundstückseigentümers kann nicht damit 
begründet werden, dass kein Einverständnis mit der Belastung des Grundstücks besteht. Ein zulässiger 
Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, dass die von dem Antrag stellenden Versorgungsunternehmen  
dargestellte Lage der Anlage nicht richtig ist, das Grundstück gar nicht von der Anlage betroffen ist oder in 
anderer Weise als vom Antragsteller dargelegt. 
 
Genthin, 13. Oktober 2010 
 
Im Auftrag 
 
 
 
gez. Girke 
______________________________________________________________________________________ 
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247 

 
Landkreis Jerichower Land  
Der Landrat  
 

 
Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung eines Antrages auf Erteilung einer Lei-

tungs- und Anlagenrechtsbescheinigung 
 

 
Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungsgesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. S. 2192) 
in Verbindung mit § 6 der Verordnung zur Durchführung des Sachenrechts (Sachenrechts-
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) hat der nachfolgend genannte 
Antragsteller beim Landkreis Jerichower Land als untere Wasserbehörde für folgende Anlage die Erteilung 
einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beantragt: 
 
Bezeichnung der Anlage: 

 
Trinkwasserleitung Ortsnetz Tryppehna 

Antragsteller: Heidewasser GmbH, An der Steinkuhle 2, 39128 Magdeburg 
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfolgend genannten 
Grundstücke zu Gunsten des Antragstellers. Die Dienstbarkeit ist für alle am 3. Oktober 1990 auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR genutzten wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Sie umfasst das Recht, in 
eigener Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die Instandset-
zung und Erneuerung der Anlage zu nutzen, Wasser in einer Leitung über das Grundstück zu führen sowie 
die Grundstücke zu betreten. 
 
Die Bescheinigung erstreckt sich auf folgende Flurstücke: 
 
Gemarkung: 
 

Flur: 
 

Flurstück(e): 

Tryppehna 4 133, 136, 134, 135, 137/1, 418/139, 144, 140/1, 110, 
143/1, 74/1, 74/2, 74/3, 74/4, 74/5, 75/1, 75/2, 75/3, 72, 
75/4, 75/5, 76, 10046, 121/10, 121/4, 121/29, 408/121, 
324/130 

 
Gemäß § 7 der SachenR-DV werden die Antragsunterlagen in der Zeit vom 1. November 2010 bis 30. No-
vember 2010 im Landkreis Jerichower Land, untere Wasserbehörde, Brandenburger Straße 100, 39307 
Genthin, Zimmer 337 und in der Stadt Möckern, Am Markt 10, 39291 Möckern jeweils zu den Dienstzeiten 
öffentlich ausgelegt. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die Be-
scheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweis zur Einlegung eines Widerspruches 
 
Die Dienstbarkeit ist per Gesetz entstanden. Ein Widerspruch des Grundstückseigentümers kann nicht damit 
begründet werden, dass kein Einverständnis mit der Belastung des Grundstücks besteht. Ein zulässiger 
Widerspruch kann nur darauf gerichtet sein, dass die von dem Antrag stellenden Versorgungsunternehmen  
dargestellte Lage der Anlage nicht richtig ist, das Grundstück gar nicht von der Anlage betroffen ist oder in 
anderer Weise als vom Antragsteller dargelegt. 
 
Genthin, 13. Oktober 2010 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Girke 
______________________________________________________________________________ 
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B. Verwaltungsgemeinschaften, Städte und Gemeinden 
1.  Satzungen, Verordnungen und Richtlinien 
 

248 
Stadt Gommern 

 
2. Nachtragshaushaltssatzung und Bekanntmachung der  

2. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Gommern für das Haushaltsjahr 2010 
 

1. 2. Nachtragshaushaltssatzung 
 
Aufgrund des § 160 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 05. Oktober 1993, in der der-
zeit geltenden Fassung, hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 15. September 2010 folgende 2. Nachtrags-
haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Mit dem 2. Nachtragshaushaltsplan 2010 werden   
 
    erhöht      vermindert und damit der Gesamtbetrag des  
      um      um  Haushaltsplanes 
       gegenüber bisher nunmehr festgelegt 
    ______________________________________________________ 
    EUR      EUR  EUR       EUR   
    ______________________________________________________ 
 
a) im Verwaltungshaushalt 

in der Einnahme      449.500  0 12.020.300  12.469.800 
in der Ausgabe      449.500 0 12.020.300   12.469.800 
 

b) im Vermögenshaushalt   
in der Einnahme       268.700 0   6.102.200    6.370.900 
in der Ausgabe      268.700 0   6.102.200    6.370.900 
     

 
Der Wirtschaftsplan einschließlich 1. Nachtrag des Eigenbetriebes „Wasser und Abwasser“ Gommern für 
das Wirtschaftsjahr 2010 werden wertmäßig nicht geändert. 
  

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) der Stadt Gommern wird gegenüber der bisherigen Festset-
zung nicht geändert. 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) des Eigenbetriebes „Wasser und Abwasser“ Gommern   wird 
gegenüber der bisherigen Festsetzung nicht geändert.     
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen der Stadt Gommern wird gegenüber der  
bisherigen Festsetzung nicht geändert.  
 
Verpflichtungsermächtigungen werden für den Eigenbetrieb „Wasser und Abwasser“ Gommern nicht veran-
schlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2010 durch die Stadt Gommern zur rechtzei-
tigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird gegenüber der bisherigen Fest-
setzung nicht geändert. 
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Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Wirtschaftsjahr 2010 durch den Eigenbetrieb „Wasser und 
Abwasser“ Gommern zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
gegenüber der bisherigen Festsetzung nicht geändert. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze der Stadt Gommern werden nicht geändert.  
 
Gommern, den 07. Oktober 2010 
 
 
gez. Rauls       
Bürgermeister                                                             
 
2. Bekanntmachung der 2. Nachtragshaushaltssatzung 
 
Die vom Stadtrat Gommern in seiner Sitzung am 15. September 2010, mit Beschluss Nr. 0606/ 2010, verab-
schiedete 2. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Genehmigungen des in § 2 der 2. Nachtragshaushaltssatzung in unveränderter Höhe festgesetzten Ge-
samtbetrages der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
der Stadt Gommern in Höhe von 1.050.300 EUR und des in unveränderter Höhe festgesetzten Gesamtbe-
trages der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen des 
Eigenbetriebes „Wasser und Abwasser“ Gommern in Höhe von 1.060.000 EUR werden gemäß Schreiben 
der Kommunalaufsicht des Landkreises Jerichower Land vom 04. Oktober 2010 erteilt.  
 
Darüber hinaus wurde die Genehmigung für die in § 3 der 2. Nachtragshaushaltssatzung 2010 in unverän-
derter Höhe festgesetzten genehmigungspflichtigen Verpflichtungsermächtigungen der Stadt Gommern in 
Höhe von 225.200 EUR erteilt. Der Restbetrag der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 459.800 EUR 
ist genehmigungsfrei. 
 
Die Genehmigungen vom 16. März 2010 und 26. Juli 2010 werden damit gegenstandslos. 
 
Die 2. Nachtragshaushaltssatzung liegt nach § 94 Absatz 3 Satz 1 der GO LSA in der Zeit vom  
18. Oktober 2010 bis 26. Oktober 2010, während der Dienststunden, zur Einsichtnahme im Rathaus der 
Stadt Gommern, Finanzverwaltung, Walther-Rathenau-Straße 4, Zimmer 5 öffentlich aus. 
 
Gommern, den 07. Oktober 2010 
 
 
gez. Rauls 
Bürgermeister 
______________________________________________________________________________________ 
 
C. Kommunale Zweckverbände 
1. Satzungen, Verordnungen und Richtlinien 
 

249 
 
Trinkwasser- und  
Abwasserverband Genthin 

 
Satzung zur Änderung der Zweckverbandssatzung 

 
Aufgrund des §§ 8 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 15.12.2009 (GVBl. LSA S. 648), 
hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Sitzung am 
28.09.2010 folgende Änderungssatzung  beschlossen. 
 

 
Artikel 1 
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Die Zweckverbandssatzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Fassung vom 
23.02.2010 wird durch Beschluss der Verbandsversammlung am 28.09.2010 wie folgt geändert: 
 
 
1.  Präambel 
 
Aufgrund des §§ 8 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 15.12.2009 (GVBl. LSA S. 648), 
hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Sitzung am 
08.03.2005 (Amtsblatt Nr. 5 vom 11.04.2005) einschließlich Satzungsänderung vom 11.10.2005 (Amtsblatt 
Nr. 21 vom 28.10.2005),  09.01.2008 (Amtsblatt Nr. 07 vom 29.02.2008) und 17.03.2009 (Amtsblatt Nr. 10 
vom 29.05.2009), 15.09.2009 (Amtsblatt Nr. 19 vom 22.09.2009), 23.02.2010 (Amtsblatt Nr. 5 vom 
12.03.2010) und 28.09.2010 folgende Satzung beschlossen. 
 
 
2.  Anlage zum § 2 
 
Die Anlage zum § 2 Abs. (1) der Zweckverbandssatzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin 
erhält folgende Fassung:  
 
Mitgliederverzeichnis 
 
lfd. Nr. Mitgliedsgemeinde 
 
  Elbe – Parey  
  Genthin 
  Stadt Jerichow 
  Stadt Möckern  –  Ortsteile Magdeburgerforth, Dörnitz, Drewitz, Reesdorf,  
   Schopsdorf, Wüstenjerichow 
 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
 
Die Satzung zur Änderung der Zweckverbandssatzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin 
tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Artikel 3 
Neubekanntmachung 

 
Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Änderungssatzung 
geltenden Wortlaut der Zweckverbandssatzung neu bekannt zu machen. 
 
 
Genthin, den 28.09.2010 
 
TRINKWASSER- UND ABWASSERVERBAND GENTHIN 
 
 
Kremkau 
Verbandsgeschäftsführer    Siegel 
______________________________________________________________________________________ 
 

250 
Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin 

 
 

Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des 
Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) 

– Aufwandsentschädigungssatzung – 
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Präambel 
 

Auf der Grundlage des § 16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-
Anhalt (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geän-
dert am 15.12.2009 (GVBl. LSA S. 648), des § 33 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.08.2009 (GVBl. LSA S. 383), zuletzt geändert am 
13.04.2010 (GVBl. LSA S. 190) und des § 23 der Zweckverbandssatzung des TAV Genthin in der Fassung 
vom 23.02.2010 hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in ihrer 
Sitzung am 28.09.2010 folgende Änderungssatzung beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
Die Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- und Abwasserverbandes 
Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung – in der Fassung vom 09.01.2008 wird durch 
Beschluss der Verbandsversammlung vom 28.09.2010 wie folgt geändert: 
 
1.  Präambel 

 
Auf der Grundlage des § 16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-
Anhalt (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geän-
dert am 15.12.2009 (GVBl. LSA S. 648), des § 33 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.08.2009 (GVBl. LSA S. 383), zuletzt geändert am 
13.04.2010 (GVBl. LSA S. 190) und des § 23 der Zweckverbandssatzung des TAV Genthin in der Fassung 
vom 23.02.2010 hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in ihrer 
Sitzung am 22.05.2001 (Amtsblatt Nr. 10 vom 08.06.2001), einschließlich Satzungsänderung vom 
16.10.2001 (Amtsblatt Nr. 21 vom 09.11.2001, Euro-Anpassungssatzung), 21.06.2006 (Amtsblatt Nr. 10 vom 
30.06.2006),  09.01.2008 (Amtsblatt Nr. 02 vom 16.01.2008) und 28.09.2010 folgende Satzung über die 
Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit – Aufwandsentschädigungssatzung – beschlossen: 
 
2.  § 1 

Entschädigung des Vorsitzenden der Verbandsversammlung 
 

(1) unverändert  
 
(2) Mit dieser Aufwandsentschädigung sind auch Tagegelder für Reisen innerhalb des Verbandsgebietes 

und die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung sowie die Fahrkosten abgegolten.  
 
(3) unverändert  
 
(4) entfällt 
 
3.  § 2 

Entschädigung der Vertreter in der Verbandsversammlung  
 

(1) Die Vertreter der Mitgliedsgemeinden in der Verbandsversammlung erhalten eine monatliche Aufwands-
entschädigung in Höhe von 70,00 Euro. Die Aufwandsentschädigung wird auch in Krankheits- und Ur-
laubsfällen für einen Monat gewährt.  

 
(2) Mit dieser Aufwandsentschädigung sind auch Tagegelder für Reisen innerhalb des Verbandsgebietes 

und die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung sowie die Fahrkosten abgegolten.  
 

(3) Bei Reisen außerhalb des Verbandsgebietes gelten die Bestimmungen des § 1 (3).  
 
4.  § 3 

Verdienstausfall 
 

(1) Die Vertreter der Mitgliedsgemeinden in der Verbandsversammlung haben Anspruch auf Zahlung einer 
Verdienstausfallentschädigung durch Teilnahme an abrechnungsfähigen Sitzungen der Verbandsver-
sammlung. Zur Verdienstausfallentschädigung gehört entgangener Arbeitsverdienst bei unselbständigen 
Arbeitnehmern und Einnahmeausfall bei selbständiger Tätigkeit.  
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(2) Vertretern der Mitgliedsgemeinden in der Verbandsversammlung, die als unselbständige Arbeitnehmer 
einen Anspruch auf Freistellung von der Arbeit unter Fortzahlung des Arbeitsverdienstes gegenüber ih-
rem Arbeitsgeber aufgrund tarifrechtlicher oder sonstiger arbeitsrechtlichen Vorschriften haben, wird eine 
Verdienstausfallentschädigung nicht gezahlt.  

 
(3) unverändert  
 
5.  §  4 
  Entschädigung im Vertretungsfall 
 
(1) Dem Stellvertreter des Vorsitzenden der Verbandsversammlung oder dem Stellvertreter des Vertreters 

in der Verbandsversammlung  wird für die Dauer der Wahrnehmung dieser Funktion 50 vom Hundert der 
Aufwandsentschädigung des Vertretenen gewährt, wenn die Vertretungsdauer innerhalb eines Kalen-
dermonats länger als zwei Wochen andauert. Die Aufwandsentschädigung des Vertretenen ist entspre-
chend zu kürzen. 

 
(2) Wird die Vertretung länger als 3 Monate wahrgenommen, hat der Vertreter ab dem 4. Monat Anspruch 

auf 100 % der jeweiligen Aufwandsentschädigung. 
 
6.  § 5 
  Fälligkeit und Zahlungen 
 
Die Aufwandsentschädigungen werden zum jeweiligen Monatsende fällig und werden bis zum 15. des Fol-
gemonats gezahlt. Die Zahlungen erfolgen durch Banküberweisung. 
 
7.  § 6 
  Steuerliche Behandlung 
 
Die steuerliche und sozialversicherungsrechtliche Behandlung der gezahlten Aufwandsentschädigungen, 
des Verdienstausfallersatzes oder der Reisekostenvergütung liegt im Verantwortungsbereich des Empfän-
gers der Zahlungen. 
 
8.  § 4 wird § 7 

Inkrafttreten 
 

Inhalt unverändert 
 
9.  Anlage:  
   
Die Anlage entfällt 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- 
und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung –  tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Artikel 3 
Neubekanntmachung 

 
Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- und Abwasserver-
bandes Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung –  neu bekannt zu machen. 
 
Genthin, den 28.09.2010 
 
 
 
Kremkau      Siegel 
Verbandsgeschäftsführer 
______________________________________________________________________________________ 
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251 
 

Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin 

 
 

Satzung zur Änderung der  
Satzung für die dezentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und 

Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) 
- Abwasserbeseitigungssatzung (dezAWBes) - 

 
Präambel 

 
Aufgrund der §§ 8 ff. des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 15.12.2009 (GVBl. LSA S. 648), 
des § 8 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10.08.2009 (GVBl. LSA S. 383), zuletzt geändert am 13.04.2010 (GVBl. LSA S. 190), der §§ 4 und 5 
des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 17.12.2008 (GVBl. LSA S. 452) und des § 3 
der Zweckverbandssatzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Fassung vom 
23.02.2010 hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Sit-
zung am 28.09.2010 folgende Änderungssatzung beschlossen. 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung für die dezentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und Abwasser-
verbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeseitigungssatzung – (dezAWBes) in der Fassung vom 
25.05.2010 wird durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 28.09.2010 wie folgt geändert: 
 
1.  Präambel 
 
Aufgrund der §§ 8 ff. des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert am 15.12.2009 (GVBl. LSA S. 648), 
des § 8 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10.08.2009 (GVBl. LSA S. 383), zuletzt geändert am 13.04.2010 (GVBl. LSA S. 190), der §§ 4 und 5 
des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 17.12.2008 (GVBl. LSA S. 452) und des § 3 
der Zweckverbandssatzung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Fassung vom 
23.02.2010 hat die Verbandsversammlung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in der Sit-
zung am 17.12.1997 (Amtsblatt Nr. 14 vom 22.12.1997), einschließlich Satzungsänderungen vom 
12.04.2000 (Amtsblatt Nr. 8 vom 27.04.2000), 16.10.2001 (Amtsblatt Nr. 21 vom 09.11.2001; Euro-
Anpassungssatzung), 22.01.2002 (Amtsblatt Nr. 3 vom 01.02.2002), 17.12.2002 (Amtsblatt Nr. 32 vom 
19.12.2002), 16.12.2003 (Amtsblatt Nr. 28 vom 22.12.2003), 30.03.2004 (Amtsblatt Nr. 8 vom 08.04.2004), 
11.10.2005 (Amtsblatt Nr. 21 vom 28.10.2005), 21.06.2006 (Amtsblatt Nr. 10 vom 30.06.2006), 19.12.2006 
(Amtsblatt Nr. 22 vom 29.12.2006), 02.10.2007 (Amtsblatt Nr. 4 vom 30.10.2007), 25.05.2010 2010 (Amts-
blatt Nr. 8 vom 31.05.2010) und 28.09.2010 folgende Satzung beschlossen: 
 
2.  § 1 
  Allgemeine Bestimmungen 

 
(1) bis (6) unverändert  
 
(7) Die dezentralen Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom Grundstückseigentümer gemäß DIN 

1986, DIN 4261, DIN EN 12566, DIN EN 1610, DIN EN 752 Teil 1-7 und DIN EN 12056 Teil 1-5 zu er-
richten und zu betreiben. Insbesondere ist die Dichtheit der dezentralen Grundstücksentwässe-
rungsanlage nachzuweisen. Sie sind so anzulegen, dass das Entsorgungsfahrzeug ungehindert an-
fahren kann und die Grundstücksentwässerungsanlage ohne Hindernisse entleert werden kann. Der 
Nutzinhalt von abflusslosen Sammelgruben soll nach dem zu erwartenden Abwasseranfall so bemes-
sen werden, dass die Entleerung im Monatsrhythmus erfolgt. In die Grundstücksentwässerungsanlage 
dürfen die im § 6 aufgeführten Stoffe nicht eingeleitet werden. 
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3.  § 4 
  Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die 

öffentliche dezentrale Abwasserbeseitigungsanlage anzuschließen, sobald auf seinem Grundstück 
Abwasser auf Dauer anfällt. 

 
(2) bis (5) unverändert   
 
(6) wird gestrichen 
 
(7) wird zu Abs. (6) 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung für die dezentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und Abwasser-
verbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeseitigungssatzung – (dezAWBes) – tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung in Kraft. 
 

Artikel 3 
Neubekanntmachung 

 
Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung für die dezentrale Abwasserbeseitigung im Verbandsgebiet des Trinkwasser- und Ab-
wasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Abwasserbeseitigungssatzung – (dezAWBes) neu bekannt zu 
machen. 
 
Genthin, den 28.09.2010 
 
 
Kremkau  
Verbandsgeschäftsführer                         Siegel 
______________________________________________________________________________________ 
 
D. Regionale Behörden und Einrichtungen 
1. Satzungen, Verordnungen und Richtlinien 
 

252 
 

Satzung des Trübengraben Verbandes gesetzlich gegründeter Unterhaltungsverband für 
Gewässer zweiter Ordnung 

 
Landschaftspflegeverband 
mit Sitz in 39539 Havelberg Birkenweg 56 
 
Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung in der männlichen Sprachform 
gebraucht werden, gelten auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform. 
 

§ 1   
Name, und Verbandsgebiet 

 
Der Verband führt den Namen „Trübengraben“.  
Er hat seinen Sitz in 39539 Havelberg, Birkenweg 56, Landkreis Stendal. 
Er ist ein auf der Grundlage des § 5 Abs. 2 Vorschaltgesetz zum Landeswassergesetz für die Unterhaltung 
der Gewässer zweiter Ordnung im Land Sachsen-Anhalt vom 26.11.1991 (GVBl. LSA Nr.39, 1991 S.458 bis 
466) gegründeter Unterhaltungsverband.  
Er ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes, Bundesgesetzblatt Teil I 
1991, Nr.11 vom 20.02.1991, S.405 ff. 
 
Der Verband dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mitglieder. 
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Er verwaltet sich im Rahmen der Gesetze selbst. Er kann nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschriften Be-
amte im Sinne des Beamtenrechtsrahmengesetzes haben. 
Das Verbandsgebiet umfasst die Niederschlagsgebiete der Gewässer Trübengraben, Havel, Elbe rechtssei-
tig von Elb-km 381 bis zur alten Havelmündung (Elb-km 431). 
 

§ 2 
  Aufgaben 

 
Der Verband ist per Gesetz zur Unterhaltung der Gewässer zweiter Ordnung im Verbandsgebiet verpflichtet. 
Alle darüber hinausgehenden Aufgaben sind freiwillige Aufgaben im Sinne des Wasserverbandsgesetzes. 
Der Verband hat folgende Aufgaben: 
1.Unterhaltung von Gewässern zweiter Ordnung 
2.Unterhaltung von Anlagen in und an Gewässern 
3.Ausbau, einschließlich naturnahen Rückbau von Gewässern 
4.Herrichten, Erhalten und Pflegen von Flächen, Anlagen und Gewässern zum Schutz des Naturhaushaltes, 

des Bodens und für die Landschaftspflege 
5.Herrichten, Erhalten und Pflegen von Wirtschaftswegen 
 

§ 3 
  Mitglieder 

 
(1)  Mitglieder des Verbandes sind die Gemeinden in dem im § 1 Satz 8 bezeichneten Niederschlagsgebiets.  
(2)  Für die Mitglieder ist ein Verzeichnis zu führen, das der Verband auf dem Laufenden hält. 
 

§ 4 
  Unternehmen, Plan 

 
(1)  Zur Durchführung der Gewässerunterhaltung hat der Verband die notwendigen Arbeiten an den Gewäs-

sern und Anlagen (Unternehmen) vorzunehmen.  
      Dieses Unternehmen ergibt sich insoweit aus: 
      dem Verzeichnis der Gewässer mit dem der Abführung des Wassers dienenden Anlagen mit den laufen-

den Nummern des amtlichen Verzeichnisses stehenden und fließender Gewässer, den Namen (soweit 
vorhanden) und den Längen der fließenden Gewässer, der Übersichtskarte i.M. 1:25.000 mit Eintragung 
der genannten Gewässer mit laufender Nummer des Verzeichnisses und Namen. 

      Der Verband führt das amtliche Verzeichnis der Gewässer zweiter Ordnung im Verbandsgebiet. Jeweils 
eine Ausfertigung wird bei der Aufsichtsbehörde und beim Verband aufbewahrt. 

(2)  Zur Durchführung des Ausbaus kann der Verband die notwendigen Arbeiten zur Herstellung, wesentli-
chen –insbesondere naturnahen- Umgestaltung und Beseitigung der Gewässer und  Anlagen vorneh-
men. 

      Das jeweilige Unternehmen ergibt sich aus dem Plan und den ihn ergänzenden Plänen. 
      Die Pläne sollten aus einem Erläuterungsbericht, Karten und Zeichnungen bestehen.  
      Jeweils eine Ausfertigung wird bei der Aufsichtsbehörde und beim Verband aufbewahrt. 
(3) Zur Durchführung des Baus und der Unterhaltung von Anlagen in und an Gewässern, die nicht der Ab-

führung des Wassers dienen, kann der Verband die notwendigen Arbeiten an den Anlagen vornehmen. 
Dieses Unternehmen ergibt sich insoweit aus: 

      dem Verzeichnis der Anlagen in und an Gewässern, die nicht der Abführung des Wassers dienen, mit 
laufender Nummer des Verzeichnisses und der Nennung der Vorteilshabenden oder Eigentümers sowie 
mit den laufenden Nummern des amtlichen Verzeichnisses der Gewässer in oder an denen sich die An-
lage befindet, bei größeren Bauwerken den Bauplänen und ggf. den Bewirtschaftungsplänen, der Über-
sichtskarte i.M. 1:25.000 mit Eintragung der genannten Anlagen im oder am Gewässer mit laufender 
Nummer des Verzeichnisses und ggf. Namen. Sowie möglich, genügt eine differenzierbare Darstellung 
in der Übersichtskarte zu Abs. 1.  Jeweils eine Ausfertigung wird bei der Aufsichtsbehörde und beim Ver-
band aufbewahrt. 

(4)  Zur Durchführung der Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anlagen und Gewässern zum 
Schutz des Naturhaushaltes, des Bodens und für die Landschaftspflege, kann der Verband die notwen-
digen Arbeiten an den Flächen, Anlagen und Gewässern vornehmen.  

      Dieses Unternehmen ergibt sich insoweit aus: 
      dem jeweiligen Plan und den ihn ergänzenden Plänen. Die Pläne sollten aus einem Erläuterungsbericht, 

Karten und ggf. Zeichnungen bestehen. Soweit es sich um geringfügige Projekte handelt, kann der Um-
fang der Unterlagen reduziert werden. Jeweils eine Ausfertigung wird bei der Aufsichtsbehörde und beim 
Verband aufbewahrt. 
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§ 5 
  Verbandsschau 

 
(1)  Die Verbandsanlagen sind mindestens einmal im Jahr an Schwerpunkten zu schauen. 
      Bei der Schau ist der Zustand der Gewässer und Anlagen festzustellen, insbesondere ob sie ordnungs-

gemäß unterhalten und nicht unbefugt benutzt werden. 
(2)  Die Verbandsversammlung kann das Verbandsgebiet in Schaubezirke einteilen.  
      Sie beruft für jeden Schaubezirk drei Schaubeauftragte, davon mindestens einen 
     praktizierenden Landwirt. Schauführer ist der Vorsteher oder der vom Vorstand bestimmte Schaubeauf-

tragte. 
(3)  Der Verband macht Zeit und Ort der Schau rechtzeitig nach § 34 bekannt und lädt die Schaubeauftrag-

ten, die Aufsichtsbehörde und sonstige Beteiligte, insbesondere die jeweilige Wasserbehörde und die 
landwirtschaftliche Fachbehörde rechtzeitig zur Verbandsschau ein.  

      Die Mitglieder des Verbandes sind berechtigt, an der Schau teilzunehmen. 
 

§ 6 
  Aufzeichnung, Abstellung der Mängel 

 
Der Schauführer zeichnet den Verlauf und das Ergebnis der Schau schriftlich auf und gibt den Schaubeauf-
tragten und Beteiligten Gelegenheit zur Äußerung.  
Der Vorstand lässt die Mängel abstellen, er sammelt die Aufzeichnungen im Schauprotokoll und vermerkt in 
ihm die Abstellung der Mängel. 
 

§ 7  
Organe 

 
Der Verband hat einen Vorstand und eine Verbandsversammlung. 
 

§ 8 
Aufgaben der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung hat folgende Aufgaben: 

1. Beschlussfassung über Änderung der Satzung, des Unternehmens, des Plans oder der Aufgaben so-
wie über die Grundsätze der Geschäftspolitik. 

2. Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung des Verbandes, 
3. Berufung der Schaubeauftragten, 
4. Festsetzung des Haushaltsplanes sowie von Nachtragshaushaltsplänen und Verträge mit einem Wert 

von mehr als 25.000,00 EUR, 
5. Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplanes, 
6. Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung, 
7. Festsetzung von Grundsätzen für Dienst- und Anstellungsverhältnisse und von Vergütungen für Vor-

standsmitglieder, 
8. Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Verband, 
9.  Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten, 
10. Der Verbandsversammlung obliegt die Berufung und Abberufung von Vertreter aus dem Kreis der 

Eigentümer und Nutzer der zum Verbandsgebiet gehörenden Grundstücke als Berufene in den Ver-
bandsversammlungen. 

11.  Beschlussfassung über die Prüfstelle (§ 25) 
(2) Die Satzung kann weitere Aufgaben vorsehen. 
 

§ 9 
  Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 
Die Verbandsversammlung besteht aus den Mitgliedern des Unterhaltungsverbandes und den  
Berufenen. 
 

§ 9a   
Berufene, Berufungsverfahren 

 
(1) Die Zahl der Berufenen richtet sich nach der Liste der eingegangenen Vorschläge.  
      Ein Berufener kann nicht gleichzeitig Vorstandsmitglied sein.  
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(2)  Unter den durch die Verbandsversammlung berufenen Vertreter aus dem Kreis der Eigentümer und 
Nutzer der zum Verbandsgebiet gehörenden Grundstücke müssen sich mindestens ein Eigentümer und 
ein Nutzer der zum Verbandsgebiet gehörenden Grundstücke befinden.  

      Die Berufung erfolgt durch Beschluss der Verbandsversammlung nach Vorschlag.  
      Vor dem Beschluss sind Vorschläge für die zu Berufenden von den Interessenverbänden der Eigentü-

mer und Nutzer einzuholen (lt. Anlage zur Satzung).  
      Es wird nach § 34 öffentlich bekannt gemacht, dass die Interessenverbände der Eigentümer und Nutzer 

der zum Verband gehörenden Grundstücke innerhalb eines Monats vom Tag der Veröffentlichung an, 
Vorschläge für die zu Berufenden beim Verband abgeben können. Im Übrigen ist jedes Verbandsmit-
glied berechtigt, Vorschläge für die zu Berufenden abzugeben. 

(3)  Das Ergebnis der Berufung ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
(4)  Wenn ein Berufener vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, kann für den Rest der Amtszeit Ersatz 

berufen werden. 
(5)  Die ausscheidenden Berufenen bleiben bis zum Eintritt der neuen Berufenen im Amt. 
(6)  Die Verbandsversammlung kann einen Berufenen aus wichtigen Gründen mit zwei Drittel Mehrheit ab-

berufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.  
      Diese kann die Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige unter Angaben der Grün-

de widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht gegeben ist.   
      Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist die Abberufung unwirksam. 
      Die Amtszeit der Berufenen entspricht der Amtszeit der Gemeinde- bzw. Stadträte. 
 

§ 10 
  Sitzungen der Verbandsversammlung 

 
(1)  Der Verbandsvorsteher beruft die Verbandsversammlung nach Bedarf, mindestens einmal im Jahr, ein. 

Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind nicht  öffentlich. 
(2)  Der Vorsteher lädt die Mitglieder der Verbandsversammlung mit mindestens einwöchiger Frist zu den 

Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist; in der Ladung ist 
darauf hinzuweisen. 

(3)  Der Vorsteher leitet die Sitzung der Verbandsversammlung.  
      

§ 11 
  Beschließen in der Verbandsversammlung 

 
(1)  Die Mitglieder des Verbandes bilden Ihren Willen mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mit-

glieder. Die Stimmzahl der Verbandsmitglieder entspricht dem Beitragsverhältnis. Stimmengleichheit be-
deutet Ablehnung.  

      Der Stimmenanteil der Berufenen beträgt zusammen genommen fünfundvierzig von einhundert des 
Stimmrechts der gesamten satzungsmäßigen Stimmen der Verbandsversammlung. Ist vor einer Ab-
stimmung in einer Verbandsversammlung rechnerisch das Gesamtstimmgewicht der anwesenden Beru-
fenen gleich dem Gesamtstimmgewicht der anwesenden Verbandsmitglieder oder höher, so wird das 
Gesamtstimmgewicht der satzungsgemäßen Gesamtzahl aller Berufenen auf das Verhältnis des Ge-
samtstimmgewichts der anwesenden Verbandsmitglieder zum Gesamtstimmgewicht der satzungsge-
mäßen Gesamtzahl aller Verbandsmitglieder reduziert.  

      Die Berufenen haben untereinander den gleichen Stimmanteil. 
(2) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn die anwesenden Mitglieder mehr als die Hälfte der 

Stimmzahl auf sich vereinen und alle rechtzeitig geladen sind.  
(3)  Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten, die vom Vorsteher und einem Mitglied der Ver-

bandsversammlung zu unterschreiben ist. 
 

§ 12  
 Zusammensetzung des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand besteht aus 5 ehrenamtlich tätigen Personen.  
     Der Vorstandsvorsitzende ist Verbandsvorsteher. 
(2) Für jedes Vorstandsmitglied wird ein persönlicher Vertreter gewählt. 
 

§ 13   
Wahl des Vorstandes 

 
(1)  Die Mitglieder des Verbandes wählen die Mitglieder des Vorstandes und deren Stellvertreter sowie den 

Verbandsvorsteher. Vorschlagsberechtigt ist jedes geschäftsfähige Verbandsmitglied. Wiederwahl, auch 
mehrmals, ist zulässig. 
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(2)  Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
(3)  Die Mitglieder des Verbandes können ein Vorstandsmitglied aus wichtigen Gründen mit zwei Drittel 

Mehrheit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.  
      Diese kann die Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige unter Angaben der Grün-

de widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht gegeben ist. Widerspricht die Aufsichts-
behörde, so ist die Abberufung unwirksam. 

 
§ 14 

  Amtszeit des Vorstandes 
 
(1)  Die Amtszeit des Vorstandes entspricht der Amtszeit der Gemeinde bzw. Stadträte entsprechend der 

Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt. 
(2)  Wenn ein Vorstandsmitglied vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, kann für den Rest der Amtszeit 

nach § 13 Ersatz gewählt werden. 
(3)  Die ausscheidenden Mitglieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder im Amt. 
 

§ 15 
  Geschäfte des Vorstehers und des Vorstandes 

 
(1)  Der Vorsteher führt den Vorsitz im Vorstand.  
     Ihm obliegen alle Geschäfte im Rahmen der Beschlüsse der Verbandsversammlung über die Grundsät-

ze der Geschäftspolitik.  
      Sowie technische Fragen hierbei in Betracht kommen, hat er sich mit dem Geschäftsführer ins Beneh-

men zu setzen. 
(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden. 

Sie sind dem Verband insbesondere dafür verantwortlich, dass die Bestimmungen der Satzung ein-
gehalten und die Beschlüsse der Verbandsversammlung ausgeführt werden.  

     Ein Vorstandsmitglied, das seine Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist dem Ver-
band zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.  

     Der Schadensersatzanspruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von 
dem Schaden und der Person der Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt. 

(3) Der Vorstand unterrichtet in angemessenen Zeitabständen die Verbandsmitglieder über die Angelegen-
heiten des Verbandes in geeigneter Weise und hört sie an. 

 
§ 16   

Aufgaben des Vorstandes 
 

Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte, zu denen nicht durch Gesetz oder Satzung  
die Verbandsversammlung berufen ist. Er beschließt insbesondere über 
-die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge 
-die Aufstellung der Jahresrechnung 
-die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten 
-die Einstellung und Entlassung der Dienstkräfte 
-die Entscheidungen im Rechtsbehelfsverfahren 
-Verträge mit einem Wert bis 25.000,00 Euro. 
 

§ 17  
 Sitzungen des Vorstandes 

 
(1) Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit mindestens einwöchiger Frist zu den Sitzungen 

und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist darauf hin-
zuweisen.  Vorstandssitzungen sind nicht öffentlich. 

(2)  Wer am Erscheinen gehindert ist, teilt dies unverzüglich seinem Stellvertreter mit. Der Verbandsvorste-
her ist zu benachrichtigen. Im Jahr ist mindestens eine Sitzung zu halten. 

 
§ 18   

Beschließen im Vorstand 
 
(1)  Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner  anwesenden Mitglieder. Jedes 

Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 
(2)  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 seiner Mitglieder anwesend und alle rechtzeitig 

geladen sind. 



Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,         4. Jahrgang, Nr. : 14     vom 15.10.2010                                        Seite  
 

589

(3)  Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen ist er beschlussfähig, wenn er zum zweiten Male wegen 
desselben Gegenstandes rechtzeitig geladen hat und hierbei mitgeteilt worden ist, dass ohne Rücksicht 
auf die Anzahl der Erschienenen beschlossen werden wird. Ohne Rücksicht auf Form und Frist der La-
dung ist er beschlussfähig, wenn alle Vorstandsmitglieder zustimmen. 

(4)  Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind gültig, wenn sie einstimmig von allen Vorstandsmitglie-
dern gefasst sind. 

(5)  Die Beschlüsse sind in der Niederschrift festzuhalten. Jede Eintragung ist vom Vorsitzenden und einem 
weiteren Mitglied zu unterschreiben. 

 
§ 19 

  Geschäftsführer/Dienstkräfte 
 
(1) Der Verband hat einen Geschäftsführer. Der Geschäftsführer führt seine Tätigkeit im Rahmen einer 

Dienstanweisung aus, die der Vorstand erlässt. Er ist Dienstvorgesetzter aller Dienstkräfte des Verban-
des. Der Geschäftsführer nimmt mit beratender Stimme an den Vorstandssitzungen und Verbandsver-
sammlungen teil. Er ist leitender Ingenieur des Verbandes.  

      Dienstvorgesetzter des Geschäftsführers ist der Verbandsvorsteher. 
      Oberste Dienstbehörde des Geschäftsführers ist der Verbandsvorstand. 
(2)  Der Verband hat einen Kassenverwalter und bei Bedarf weitere Dienstkräfte einzustellen. 
 

§ 20 
  Gesetzliche Vertretung des Verbandes 

 
(1)  Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich. Für den Bereich der lau-

fenden Verwaltung vertritt der Geschäftsführer den Verband. 
      Die Aufsichtsbehörde erteilt den vertretungsbefugten Personen eine Bestätigung über die jeweilige Ver-

tretungsbefugnis. 
(2)  Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform, sie sind nach 

Maßgabe der für den jeweiligen Fall geltenden Regelungen von dem oder den Vertretungsbefugten zu 
unterzeichnen.   

      Ist eine Erklärung gegenüber dem Vorstand abzugeben, genügt es, wenn sie einem Vorstandsmitglied 
gegenüber schriftlich abgegeben wird. Die Erklärung ist vom Vorsteher und dem Geschäftsführer zu un-
terschreiben.  

 
§ 21  

 Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeld, Reisekosten 
 
(1)  Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. 
(2)  Der Verbandsvorsteher erhält eine jährliche Aufwandsentschädigung. 
(3)  Die Vorstandsmitglieder erhalten bei Wahrnehmung ihres Amtes Sitzungsgeld und Reisekosten. 
  

§ 22  
 Haushaltsplan 

 
(1) Der Vorstand soll für jedes Haushaltsjahr den Haushaltsplan, und nach Bedarf Nachträge dazu, so 

rechtzeitig wie möglich aufstellen, dass die Verbandsversammlung den Haushaltsplan und ggf. die 
Nachträge vor Beginn des Rechnungsjahres festsetzen kann. Für die Aufgaben der Gewässerunterhal-
tung zweiter Ordnung legt der Vorstand den Mitgliedern für diese Aufgaben rechtzeitig vor beginn des 
Haushaltsjahres eine nach Kostenarten gegliederte Beitragskalkulation vor, wobei Kosten nur beitrags-
fähig sind, soweit sie ausschließlich der Gewässerunterhaltung dienen. 

(2)  Der Haushaltsplan enthält alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes im kommenden Rechnungs-
jahr. Er ist die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben. 

(3)  Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 
(4)  Sämtliche Einnahmen des Verbandes dürfen, soweit sie keine andere Zweckbestimmung haben, nur 

verwendet werden, um die Ausgaben zu bestreiten und die Verbindlichkeiten abzudecken. 
 

§ 23   
Nichtplanmäßige Ausgaben 

 
(1) Der Vorstand bewirkt Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht oder noch nicht festgesetzt sind, wenn der 

Verband dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erhebliche Nachteile bringen würde. 
      Entsprechendes gilt für Anordnungen, durch die Verbindlichkeiten des Verbandes entstehen können, 

ohne das ausreichende Mittel im Haushaltsplan vorgesehen sind. 
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 (2)  Der Vorstand unternimmt unverzüglich die Aufstellung eines Nachtragshaushaltes und dessen Festset-
zung durch die Verbandsversammlung. 

 
§ 24 

  Rechnungslegung und Prüfung 
 
(1) Der Vorstand stellt im ersten Viertel des neuen Rechnungsjahres die Rechnung über alle Einnahmen 

und Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemäß dem Haushaltsplan auf. 
(2)  Einem Prüfungsausschuss, der aus drei Mitgliedern der Verbandsversammlung besteht, obliegen fol-

gende Aufgaben: 
     a) laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege in rechnerischer, förmlicher und sachlicher 
         Hinsicht zur Vorbereitung der Rechnungsprüfung, 
     b) Prüfung der Verbandskasse, und zwar mindestens einmal im Jahr unvermutet, 
     c) Prüfung der Vorräte und der Vermögensbestände, 
     d) Prüfung der Vergabe von Bauleistungen und Lieferungen. 
(3) Der Prüfungsausschuss berichtet dem Vorstand schriftlich über das Ergebnis seiner Prüfung. 
 

§ 25 
  Prüfung der Jahresrechnung 

 
Der Vorsteher gibt die Jahresrechnung und den Bericht des Prüfungsausschusses an die Prüfstelle für Was-
ser-und Bodenverbände beim Wasserverbandstag e.V.  Hannover ab. 
Die Prüfstelle für Wasser- und Bodenverbände führt die Haushaltsprüfung durch. 
 

§ 26  
 Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung 

 
Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen der Prüfstelle des Wasserverbandstages Hannover zur Jahres-
rechnung stellt der Vorstand die Vollständigkeit und Richtigkeit der Rechnung fest. Er legt sie und die Berich-
te des Prüfungsausschusses und der Prüfstelle des Wasserverbandstages Hannover mit seiner Stellung-
nahme hierzu der Verbandsversammlung vor. Diese beschließt über die Entlastung des Vorstandes und der 
Geschäftsführung. 
 

§ 27  
 Beiträge 

 
(1) Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Ver-

bindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung erforderlich sind. 
(2)  Die Beiträge bestehen in Geldleistungen (Geldbeiträge) und in Sachleistungen (Sachbeiträge). 
(3)  Die Hebung von Mindestbeiträgen ist zulässig. 
 

§ 28  
 Beitragsverhältnis 

 
(1)  Für die Aufgabe der Unterhaltung von Gewässern zweiter Ordnung werden von den hierfür im Mitglieds-

verzeichnis geführten Mitgliedern Erschwernisbeiträge und Flächenbeiträge gehoben. 
      Flächen, die nicht zum Niederschlagsgebiet eines Gewässers zweiter Ordnung gehören, sind beitrags-

frei. Die Beitragslast für die Erschwernisbeiträge verteilt sich auf die Mitgliedsgemeinden im Verhältnis 
der jeweiligen Einwohnerzahlen gem. § 149 der Gemeindeordnung zur Gesamteinwohnerzahl im Ver-
bandsgebiet. Der Anteil des Erschwernisbeitrages insgesamt beträgt 10% des Gesamtbeitrages. Der 
Gesamtbeitrag ergibt sich aus der Summe der Verwaltungs- und Unterhaltungskosten, abzüglich der 
Einnahmen durch Mehrkostenerstattungen nach § 114 Abs. 1 WG LSA. Im Übrigen verteilt sich die Bei-
tragslast im Verhältnis der Flächeninhalte der zum Verband hörenden Grundstücke (Flächenbeitrag). Die 
Höchstgrenze für den Erschwernisbeitrag beträgt 100 v.H. des Gesamtbeitrages, der ohne einen Er-
schwernisbeitrag zu zahlen wäre. 

(2)  Für die nicht unter Abs. 1 fallenden Aufgaben des Verbandes bemisst sich die Beitragslast der Vorteils-
habenden Mitglieder und Nutznießer nach dem Vorteil, den sie von der Durchführung der Aufgaben des 
Verbandes haben, sowie nach den Kosten, die der Verband auf sich nimmt, um ihnen obliegende Leis-
tungen zu erbringen oder den von ihnen ausgehenden nachteiligen Einwirkungen zu begegnen. Auf der 
Grundlage dieses Vorteilsprinzips verteilt sich die Beitragslast auf die Vorteilshabenden Mitglieder: 

 
1. Für die Unterhaltung von Gewässern die nicht zur zweiten Ordnung gehören, nach den tatsächlich 

entstehenden Kosten. 
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2. Für Bau und Unterhaltung von Anlagen in und an Gewässern, die nicht der Abführung des Wassers 
dienen, nach den tatsächlich entstehenden Kosten. 

3. Für den Ausbau einschließlich naturnahem Rückbau von Gewässern nach den tatsächlich entstehen-
den Kosten. 

4. Für die Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anlagen und Gewässern zum Schutz des Na-
turhaushaltes, des Bodens und für die Landschaftspflege nach den tatsächlich entstehenden Kosten. 
Die Verbandsversammlung kann Veranlagungsregeln beschließen.  

   Diese Veranlagungsregeln sind in der Anlage der Satzung aufzuführen. Sie sind Bestandteil dieser 
Satzung. 

 
§ 29   

Ermittlung des Beitragsverhältnisses 
 
 (1) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband unaufgefordert alle für die Veranlagung erforder-

lichen Angaben wahrheitsgemäß und rechtzeitig zu machen und den Verband bei örtlich notwendigen 
Feststellungen zu unterstützen. Insbesondere Änderungen in den Veranlagungsgrundlagen sind dem 
Verband unverzüglich mitzuteilen. Der Verband ist erst ab dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme einer Ver-
änderung in den Veranlagungsgrundlagen (z.B. Flächengröße, Ausscheiden des Mitgliedes usw.) ver-
pflichtet, die entsprechenden Änderungen bei der Beitragsveranlagung vorzunehmen. 

 (2) Die in Abs. 1 genannten Verpflichtungen bestehen nur gegenüber dem Verbandsvorsteher und dem 
Geschäftsführer oder gegenüber Personen, die vom Verband durch eine schriftliche Vollmacht als zur 
Einholung / Entgegennahme der Auskünfte oder zur Einsicht und Besichtigung berechtigt ausgewiesen 
sind. 

(3)  Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach pflichtgemäßem Ermessen durch den Vor-
stand geschätzt, wenn das Mitglied die Bestimmungen des Abs. 1 verletzt hat, es dem Verband ohne ei-
genes Verschulden nicht möglich ist, den Beitrag des Mitgliedes zu ermitteln. 

 
§ 30 

 Hebung der Verbandsbeiträge 
 
(1)  Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage des für ihn geltenden Beitragsmaßstabes 

durch den Beitragsbescheid. 
(2)  Die Erhebung der Verbandsbeiträge kann Stellen außerhalb des Verbandes übertragen werden. 
(3)  Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säumniszuschlag in Höhe von 1 v.H. zuzahlen. Für 

die Verjährung sind die Vorschriften der Abgabenordnung entsprechend anzuwenden. Vollstreckungs-
kosten sind vom Schuldner zu zahlen. 

(4) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden Unterlagen zu gewähren. 
 

§ 31  
Bildung von Rücklagen 

 
Der Verband kann Rücklagen bis zur Höhe eines Haushaltsvolumens bilden. 
 

§ 32 
Vorausleistung auf Verbandsbeiträge 

Soweit es für die Durchführung des Unternehmens und für die Verwaltung des Verbandes erforderlich ist, 
hebt der Verband von den Verbandsmitgliedern Vorausleistungen auf die Verbandsbeiträge. Die Verteilung 
dieser Vorausleistungen richtet sich nach dem jeweiligen Beitragsverhältnis gemäß § 28. 
 

§ 33  
Rechtsmittel 

 
(1)  Für die Rechtsmittel gelten die allgemeinen Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung. 
(2)  Gegen den Beitragsbescheid kann jeweils innerhalb eines Monats nach dessen Bekanntgabe der Wi-

derspruch schriftlich oder zur Niederschrift in der Geschäftsstelle des Verbandes eingelegt werden. Über 
ihn entscheidet der Vorstand. 

(3)  Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, kann gegen die Entscheidung des Vorstandes (Widerspruchs-
bescheid) innerhalb eines Monats nach Zustellung beim zuständigen Verwaltungsgericht Klage erhoben 
werden. 

(4)  Der Widerspruch gegen den Beitragsbescheid hält die Zahlungsverpflichtung nicht auf. 
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§ 34  
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1)  Die Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen in den Gemeinden, auf die sich der Verband erstreckt 

nach für die Gemeinden geltenden Vorschriften über öffentliche Bekanntmachungen. 
(2)  Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die Bekanntmachung des Ortes, an dem Einblick in 

die Unterlagen genommen werden kann. 
 

§ 35  
Rechtsaufsicht 

 
(1)  Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Landkreises Stendal. 
(2)  Die Aufsichtsbehörde kann sich auch durch Beauftragte über die Angelegenheiten des Verbandes unter-

richten lassen. Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten und andere Unterlagen an-
fordern, sowie an Ort und Stelle Prüfungen und Besichtigungen vornehmen. 

(3)  Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen der Verbandsorgane einzu-
laden. Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen. 

 
§ 36 

Von der Aufsichtsbehörde zu genehmigende Geschäfte 
 
(1)  Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde 

1.zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegenständen 
2.zur Aufnahme von Darlehen mit einer Höhe von mehr als 50.000,00 EURO 
3.zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus Gewährverträgen und zur Bestellung von 

Sicherheiten, 
4. zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied einschließlich der Vereinbarung von Vergütungen 

sowie sie über den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen. 
(2)  Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, die einem im Absatz 1 genannten Geschäft 

wirtschaftlich gleichkommen. 
(3)  Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt eine allgemeine Zustimmung mit Begrenzung auf einen 

Höchstbetrag. 
(4)  Die Aufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte Ausnahmen von den Absätzen 1 und 3 allgemein 

zulassen. 
(5)  Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige bei der 

Aufsichtsbehörde versagt wird.  
In begründeten Einzelfällen kann die Aufsichtsbehörde die Frist durch Zwischenbescheid um einen Mo-
nat verlängern. 

 
§ 37 

 Verschwiegenheitspflicht 
 
Vorstandsmitglieder, Mitglieder der Verbandsversammlung, Geschäftsführer sind verpflichtet, über alle ihnen 
bei der Durchführung ihrer Aufgaben bekannt werdenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse Verschwiegen-
heit zu bewahren. Im Übrigen bleiben die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes über 
die Verschwiegenheitspflicht unberührt. 
 

§ 38 
 Satzungsänderungen 

 
(1) Anträge zur Änderung der Satzung sind schriftlich bei der Geschäftstelle des Verbandes einzureichen. 

Der Antrag muss die beabsichtigte Satzungsänderung sowie die Begründung hierzu enthalten. 
(2)  Antragsberechtigt sind alle Verbandsmitglieder sowie alle amtierenden Mitglieder vom Verband. 
(3)  Anträge zur Änderung der Satzung sind vom Vorstand zu beraten und mit einer Stellungnahme an die 

Verbandsversammlung zur Beschlussfassung weiterzuleiten. 
(4)  Für Verbandsversammlungsbeschlüsse zur Änderung der Satzung genügt die Mehrheit der anwesenden 

Stimmen. Der Beschluss über eine Änderung der Aufgabe des Verbandes bedarf einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden Stimmen. 

(5)  Die Änderung der Satzung bedarf der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. Satzungsänderungen 
werden von der Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt gemacht und treten mit der Bekanntmachung in 
Kraft, wenn nicht ein anderer Zeitpunkt festgelegt ist. 
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§ 39 
Inkraftsetzung 

 
(1) Die Satzung tritt zum 16.06.2010 in Kraft, die Veröffentlichung der geänderten Satzung im vollen Wort-

laut erfolgt im Amtsblatt des Landkreises Stendal und des  Landkreises  Jerichower   Land. 
 
Havelberg, den 16.06.2010 
 
 
gez. Buhtz 
Ulrich Buhtz - Verbandsvorsteher  
 
Die vorstehende Satzung des Unterhaltungsverbandes „Trübengraben“ wurde durch die Aufsichtsbehörde, 
den Landkreis Stendal, geprüft und am 21.06.2010 genehmigt. 
 
Stendal, den  21.06.2010 
 
 
gez. Hellmuth 
Jörg Hellmuth 
Landrat 
 
Anlage: 1 (Interessenverbände der Flächeneigentümer und Nutzer) 
 
Interessenverbände der Flächeneigentümer und Nutzer 
Landesbauernverband Sachsen-Anhalt e.V. 
Landesgeschäftsstelle 
Maxim-Gorki-Straße 13 
39108 Magdeburg 
 
Landvolkverband Sachsen-Anhalt e.V. 
Landesgeschäftsstelle 
Adelheidstraße 1 
06484 Quedlinburg 
 
Waldbesitzerverband für Sachsen-Anhalt e.V. 
Münchenhofstraße 33 
39124 Magdeburg 
 
Landesforstverein Sachsen-Anhalt e.V. 
Geschäftstelle 
Hauptstraße 1 
06543 Friesdorf/OT Rammelburg 
 
Landesverband Gartenbau Sachsen-Anhalt e.V. 
Maxim-Gorki-Straße 13 
39108 Magdeburg 
 
Landesverband der Landwirte im Nebenberuf Sachsen-Anhalt e.V. 
Dorfstraße 27 
39606 Sanne/Kerkuhn 
 
Grundbesitzerverband Sachsen-Anhalt e.V. 
Münchenhofstraße 33 
39124 Magdeburg 
 
Haus & Grund Sachsen-Anhalt e.V. 
Steinigstraße 7 
39108 Magdeburg 
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Pächterverband Sachsen-Anhalt e.V. 
Vorsitzender – Franz Sommermeier 
Borngrund        11 
06347 Friedeburg 
______________________________________________________________________________________ 
 
2. Amtliche Bekanntmachungen 
 

253 
 

Wohnungsgesellschaft mbH Gommern 
 

Bekanntmachung der Feststellung des Jahresabschlusses, der Verwendung des Er-
gebnisses sowie des Ergebnisses der Prüfung des Jahresabschlusses und des La-

geberichtes der Wohnungs GmbH Gommern  
für das Geschäftsjahr 2009 

 
1. Mit Beschluss der Gesellschafterversammlung Nr. 05/ 2010 vom 04. Oktober 2010 wird der von der  

Wirtschaftsprüferin Frau Könnecker, Alfeld am 31. Mai 2010 testierte Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2009 mit einem Jahresfehlbetrag von 619.632,76 EUR  festgestellt. Der Jahresfehlbetrag in Höhe 
von 619.632,76 EUR wird gemäß Beschluss der Gesellschafterversammlung Nr. 06/ 2010 vom 04. Ok-
tober 2010 auf neue Rechnung vorgetragen. Dem Aufsichtsrat und der Geschäftsführung werden gemäß 
Beschlüsse der Gesellschafterversammlung Nr. 04/ 2009 und 07/ 2010 vom 04. Oktober 2010 Entlas-
tung erteilt. 
 

2. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers: 
Ich habe dem Jahresabschluss und dem Lagebericht für das Geschäftsjahr 2009 gemäß den Anlagen 
1.1 bis 1.4 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Ich habe den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang –  
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Wohnungsgesellschaft mbH Gommern, 
Gommern, für das zum 31. Dezember 2009 endende Geschäftsjahr geprüft. Die Buchführung und die 
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Regelungen im Gesellschaftsvertrag liegen in der Verantwortung der Geschäfts-
führung der Gesellschaft. Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von mir durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebe-
richt abzugeben. Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vor-
genommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rah-
men der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Ich bin der Auffassung, dass mei-
ne Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für meine Beurteilung bildet. Meine Prüfung hat zu kei-
nen Einwendungen geführt. Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die 
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar." Ohne diese Beurteilung einzuschrän-
ken, weise ich auf die Ausführungen im Lagebericht hin. Dort ist in den Abschnitten 2 bis 5 dargestellt, 
dass der Fortbestand der Gesellschaft aufgrund angespannter Liquidität bedroht und nur bei Bereitstel-
lung zusätzlicher liquider Mittel gesichert ist. 

 

Alfeld, 31. Mai 2010 
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gez. Könnecker  
Wirtschaftsprüferin 
 

3. Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2009 und der Lagebericht werden gemäß § 121 Absatz 1 
Ziffer 1 b der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt vom 05. Oktober 1993 in der jeweils gel-
tenden Fassung in der Zeit vom 01. November 2010 bis 09. November 2010 zur Einsichtnahme in den 
Geschäftsräumen der Wohnungsgesellschaft mbH Gommern, Albert-Schweitzer-Str. 12 a öffentlich aus-
gelegt.  
 

Gommern, den 07. Oktober 2010 
 
 
 
gez. Meyer 
Geschäftsführerin 
______________________________________________________________________________________ 
 

254 
 

NJL-Nahverkehrsgesellschaft Jerichower Land mbH 
Marientränke 35 
39288 Burg 
Telefon (03921) 93590 
 

Bekanntmachung gemäß § 121 Abs. 1 b GO LSA 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sowie der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses 
2009 mit dem Ergebnis der Prüfung und der beschlossenen Verwendung des Jahresüberschusses liegen 
vom 15.11.2010 bis 18.11.2010 und vom 22.11.2010 bis 24.11.2010 in der Zeit von 7.30 Uhr bis 15.30 Uhr 
im Sekretariat der Geschäftsführung in den Geschäftsräumen der NJL-Nahverkehrsgesellschaft Jerichower 
Land mbH in Burg, Marientränke 35, zur Einsichtnahme aus. 
 
Die Veröffentlichungsvorschriften der §§ 325 bis 328 HGB bleiben unberührt. 
 
Burg, 14.10.2010 Geschäftsführung 
______________________________________________________________________________________ 
 

255 
 

 
PNV-Personennahverkehrsgesellschaft Burg mbH 
Marientränke 35 
39288 Burg 
Telefon (03921) 93350 
 

Bekanntmachung gemäß § 121 Abs. 1 b GO LSA 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sowie der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses 
2009 mit dem Ergebnis der Prüfung liegen vom 15.11.2010 bis 18.11.2010 und vom 22.11.2010 bis 
24.11.2010 in der Zeit von 7.30 Uhr bis 15.30 Uhr im Sekretariat der Geschäftsführung in den Geschäfts-
räumen der NJL-Nahverkehrsgesellschaft Jerichower Land mbH in Burg, Marientränke 35, zur Einsichtnah-
me aus. 
 
Die Veröffentlichungsvorschriften der §§ 325 bis 328 HGB bleiben unberührt. 
 
Burg, 14.10.2010 Geschäftsführung 
______________________________________________________________________________________ 
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PNV-Personennahverkehrsgesellschaft Genthin mbH 
Friedensstraße 75 
39307 Genthin 
Telefon (03921) 8234-0 
 

Bekanntmachung gemäß § 121 Abs. 1 b GO LSA 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sowie der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses 
2009 mit dem Ergebnis der Prüfung liegen vom 15.11.2010 bis 18.11.2010 und vom 22.11.2010 bis 
24.11.2010 in der Zeit von 7.30 Uhr bis 15.30 Uhr im Sekretariat der Geschäftsführung in den Geschäfts-
räumen der NJL-Nahverkehrsgesellschaft Jerichower Land mbH in Burg, Marientränke 35, zur Einsichtnah-
me aus. 
 
Die Veröffentlichungsvorschriften der §§ 325 bis 328 HGB bleiben unberührt. 
 
Burg, 14.10.2010 Geschäftsführung 
______________________________________________________________________________________ 
 

257 
 

Gemeinde Möser 
 

Bekanntmachung der Gewässerschau für Gewässer 2. Ordnung  
in den Schaubezirken 1; 2; 3; 5; 6; 7; 8 und 17 

 
Entsprechend § 5 Abs. 3 in Verbindung mit  § 34 Abs. 1 und 2 seiner Satzung vom 13.04.2010, gibt der Eh-
le/Ihle Verband hierdurch öffentlich bekannt, dass in der Zeit vom 01.11.2010 bis 10.11.2010 die Verbands-
schau, an den Gewässern 2. Ordnung im Verbandsgebiet, nach § 5 Abs. 1 der Verbandssatzung durchge-
führt wird. Für das Gebiet des Landkreises Jerichower Land erfolgt gleichzeitig, im Auftrag des Landkreises, 
die Durchführung der Amtsschau nach § 118 Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt (WG LSA). 
Zu diesem Zweck haben Grundstückseigentümer oder Nutzer von Anliegergrundstücken an Gewässern 2. 
Ordnung, nach § 26 Abs. 1 sowie  § 33 Abs. 1 Wasserverbandsgesetz, sowie nach § 118 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 63 Abs. 1 bis 3 WG LSA, den Schaubeauftragten des Verbandes, Zutritt zu den Gewässern zu 
gewähren. 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass die Anliegergemeinden, die Eigentümer der zu schauenden Ge-
wässer, die Anlieger, ggf. die Hinterlieger, die zur Benutzung berechtigten, die anerkannten Naturschutzver-
bände, die landwirtschaftliche und technische Fachbehörde sowie sonstige Beteiligte Gelegenheit zur Teil-
nahme und zur Äußerung haben. 
 
Der Terminplan der Gewässerschau ist eine zu veröffentlichende Anlage dieser Bekanntmachung. 
 
Einsichtnahme in die Liste der Schaubeauftragten sowie in die Liste der Verbandsgewässer ist in der Ge-
schäftsstelle des Verbandes zu den Geschäftszeiten: Mo - Do 7.00 - 16.15 Uhr sowie Fr 7.00 - 12.00 Uhr bei 
Voranmeldung möglich. 
 
Anschrift der Geschäftsstelle: Ehle/Ihle Verband 
 Alte Ziegelei 
 39291 Möckern OT Stegelitz 
 
 
Möser, 14.10.2010 
 
 
gez. Jantz 
Leiterin Fachbereich 1 
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Terminplan Herbst-Gewässerschau 2010    
     
Ehle/Ihle Verband    
Schaubezirke      
      
Nr. Schauamtsbereiche (Schaubezirke) Schau- Uhrzeit Treffpunkt 
    Termin     
1 2 3 4 5 
1 Elbaue Nord (Biederitz West, Magdeburg, Pechau, Randau) 01.11.2010 9.00 Bürgerhaus Pechau 
2 Elbaue Süd (Elbenau, Ranies, Gommern West) 02.11.2010 9.00 Gemeindeverwaltung Ranies 
3 untere Ehle (Gommern, Dannigkow, Ladeburg) 03.11.2010 9.00 Stadtverwaltung Gommern 
5 alte Ehle-obere Polstriene B(Vogelsang, Heyrothsberge, Biederitz) 04.11.2010 9.00 Reiterhof Dame in Wahlitz 
6 untere Polstriene (Ziepel, Wörmlitz, Gerwisch) 05.11.2010 9.00 Gemeindeverwaltung Ziepel 
7 Bäcke-Lostauer See (Lostau Süd, Gerwisch, Körbelitz) 08.11.2010 9.00 Gemeindeverwaltung Lostau 
8 Nord-West (Schartau, Niegripp, Lostau) 09.11.2010 9.00 Wasser- und Schifffahrtsamt Niegripp 

17 Biospärenreservat mittlere Elbe (Dornburg, Lübs, Prödel) 10.11.2010 9.00 Gemeindeverwaltung Dornburg 
     
Anhang (räumliche Zuordnung der Verwaltungsbereiche)    
     
Beteiligte Kreisgebiete:  Schaubezirke Nr. (aus Spalte 1):    
Jerichower Land     1; 2; 3; 5; 6; 7; 8, 17    
Magdeburg               1    
Salzlandkreis           2; 17    
     
_____________________________________________________________________________________________________________ 
 
           
 



Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,         4. Jahrgang, Nr. : 14     vom 15.10.2010                                        Seite  
 

598

 
 
Impressum: 
Herausgeber:      Redaktion: 
       Landkreis Jerichower Land                                        
Landkreis Jerichower Land    Kreistagsbüro 
PF 1131                                                                                     39288 Burg, Bahnhofstr. 9 
39281 Burg                                                                              Telefon: 03921 949-1701 
       Telefax: 03921 949-9502 
                                      E-Mail: Kreistagsbuero@lkjl.de 
       Internet: www.lkjl.de  
                                                                                                   Redaktionsschluss: 20./bzw. 21. des Monats 
       Erscheinungstermin: letzter Arbeitstag des Monats  
  
Das Amtsblatt kann im Internet auf der Website des Landkreises Jerichower Land (www.lkjl.de) oder in der 
Kreisverwaltung des Landkreises Jerichower Land in Burg, Bahnhofstraße 9, Kreistagsbüro und in den Verwal-
tungen der Städte und Gemeinden eingesehen werden. 
 


